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Besetzung 
 Einzelrichter Thomas Segessenmann, 

mit Zustimmung von Richter William Waeber;   

Gerichtsschreiber Vito Fässler. 

   

Parteien 

 
A._______, geboren am (…), 

Türkei,   

vertreten durch Necmettin Sahin,  

HEVI Flüchtlingshilfe,  

(…),  

Beschwerdeführer,  

  

  
gegen 

  
Staatssekretariat für Migration (SEM), 

Quellenweg 6, 3003 Bern, 

Vorinstanz. 

   

Gegenstand 

 
Asyl und Wegweisung;  

Verfügung des SEM vom 10. Oktober 2024 / N (…). 
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Sachverhalt: 

A.  

Der Beschwerdeführer suchte am 16. August 2023 in der Schweiz um Asyl 

nach.  

B.  

Am 22. Dezember 2023 hörte das SEM den Beschwerdeführer zu seinen 

Asylgründen an. Dabei machte er im Wesentlichen geltend, er sei ethni-

scher Kurde, in B._______ geboren und aufgewachsen. Er sei in der Türkei 

immer wieder Diskriminierungen aufgrund seiner kurdischen Herkunft aus-

gesetzt gewesen. So sei ihm beispielsweise als 19-Jähriger der Einlass zu 

den lokalen Newroz-Feierlichkeiten von Polizisten aufgrund haltloser Vor-

wände wie der Kleidung verwehrt worden. Zudem habe ein türkischer Tou-

rist ihn aufgrund der Herkunft seines Vaters aus C._______ als Terroristen-

sohn beziehungsweise Terroristen beschimpft, als er in einem Restaurant 

in Antalya gearbeitet habe. Am 1. Oktober 2021 sei er gemeinsam mit sei-

nem Cousin für zwei Tage in den Irak gereist. Sowohl bei der Ausreise als 

auch bei der Wiedereinreise seien sie von den türkischen Grenzpolizisten 

als Terroristen und Terroristensöhne beschimpft worden. Nach seiner 

Rückkehr habe er ein Foto aus dem Nordirak auf Facebook geladen, wo er 

und sein Cousin vor einer Kurdistan-Flagge abgebildet gewesen seien. 

Sein Facebook-Konto sei daraufhin gesperrt worden. Er habe dann seinen 

Anwalt kontaktiert, der ihm geraten habe, nichts zu unternehmen, da dies 

nur Probleme nach sich ziehen würde. Als sein Konto wieder freigegeben 

worden sei, habe er weitere Beiträge zu kurdischen Themen geteilt. Da-

raufhin sei ein Ermittlungsverfahren mit Vorführbefehl gegen ihn eröffnet 

worden, zu welchem ein Geheimhaltungsbeschluss vorliege. In seinem El-

ternhaus hätten oftmals Polizisten nach ihm gefragt. Er habe Kontakt mit 

seinem Anwalt aufgenommen und dieser habe ihm zur Ausreise geraten, 

da sein Leben gefährdet sei und sein Verhalten auch andere Personen 

schädigen könnte.  

Am 22. September 2022 sei er legal per Flugzeug nach Serbien gereist, 

wo er seinen Reisepass, aus Angst wegen seines in der Türkei laufenden 

Verfahrens, verbrannt habe. Seine Identitätskarte sei kaputt gegangen. 

Seinen Fahrausweis habe er jedoch in den Schuhen versteckt auf sich ge-

tragen. Da zu diesem Zeitpunkt lediglich ein Verfahren im Ermittlungssta-

dium vorgelegen habe, habe er die Hoffnung gehabt, dass dies in der Tür-

kei bereinigt werden könne. So sei er eine Woche später, am 29. Septem-

ber 2022 wieder zurück in die Türkei gereist, wo er am 1. Oktober 2022 
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angekommen sei. Er habe danach ausschliesslich in D._______, in den 

Wohnungen seiner Freunde, gewohnt. Als der türkische Präsident Erdogan 

die Präsidentschaftswahlen vom Mai 2023 erneut gewonnen habe, habe 

er die Hoffnung auf eine Einstellung seines Verfahrens verloren. Zudem sei 

nach den Wahlen, aufgrund neuer Facebook-Beiträge seine kurdische 

Identität betreffend, ein zweites Ermittlungsverfahren gegen ihn eröffnet 

worden. Auch dieses Verfahren stehe unter Geheimhaltungsbeschluss.  

C.  

Am 29. Dezember 2023 wurde das Asylgesuch des Beschwerdeführers 

dem erweiterten Verfahren zugeteilt. 

D.  

Mit Verfügung vom 10. Oktober 2024 (eröffnet am 14. Oktober 2024) stellte 

das SEM fest, der Beschwerdeführer erfülle die Flüchtlingseigenschaft 

nicht, lehnte sein Asylgesuch ab und wies ihn aus der Schweiz weg und 

verpflichtete ihn, die Schweiz sowie den Schengen-Raum am Tag nach 

Eintritt der Rechtskraft der Verfügung zu verlassen.  

E.  

Dagegen gelangte der Beschwerdeführer mit Beschwerde vom 13. No-

vember 2024 (Datum Postaufgabe) ans Bundesverwaltungsgericht und be-

antragte, die Verfügung des SEM sei aufzuheben, es sei die Flüchtlingsei-

genschaft anzuerkennen und ihm sei Asyl zu gewähren, es sei festzustel-

len, dass der Vollzug der Wegweisung unzulässig, unzumutbar und un-

möglich sei und die Anerkennung als Flüchtling sei anzuordnen.  

In prozessualer Hinsicht ersuchte er um Gewährung der unentgeltlichen 

Prozessführung sowie um Verzicht auf die Erhebung eines Kostenvor-

schusses.  

F.  

Mit Zwischenverfügung vom 3. Dezember 2024 wies der Instruktionsrichter 

das Gesuch um Gewährung der unentgeltlichen Prozessführung wegen 

Aussichtslosigkeit der Rechtsbegehren ab und forderte den Beschwerde-

führer auf, bis zum 18. Dezember 2024 einen Kostenvorschuss zu leisten.  

Der Kostenvorschuss wurde am 12. Dezember 2024 geleistet.  
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Das Bundesverwaltungsgericht zieht in Erwägung: 

1.  

1.1 Gemäss Art. 31 VGG beurteilt das Bundesverwaltungsgericht Be-

schwerden gegen Verfügungen nach Art. 5 VwVG. Das SEM gehört zu den 

Behörden nach Art. 33 VGG und ist daher eine Vorinstanz des Bundesver-

waltungsgerichts. Eine das Sachgebiet betreffende Ausnahme im Sinne 

von Art. 32 VGG liegt nicht vor. Das Bundesverwaltungsgericht ist daher 

zuständig für die Beurteilung der vorliegenden Beschwerde und entschei-

det auf dem Gebiet des Asyls – in der Regel und auch vorliegend – end-

gültig (Art. 105 AsylG [SR 142.31]; Art. 83 Bst. d Ziff. 1 BGG). 

1.2 Die Beschwerde ist frist- und formgerecht eingereicht worden. Der 

Beschwerdeführer hat am Verfahren vor der Vorinstanz teilgenommen, ist 

durch die angefochtene Verfügung besonders berührt und hat ein schutz-

würdiges Interesse an deren Aufhebung beziehungsweise Änderung. Er ist 

daher zur Einreichung der Beschwerde legitimiert (Art. 105 und Art. 108 

Abs. 2 AsylG; Art. 48 Abs. 1 sowie Art. 52 Abs. 1 VwVG). Auf die Be-

schwerde ist einzutreten. 

2.  

Die Kognition des Bundesverwaltungsgerichts und die zulässigen Rügen 

richten sich im Asylbereich nach Art. 106 Abs. 1 AsylG, im Bereich des Aus-

länderrechts nach Art. 49 VwVG (vgl. BVGE 2014/26 E. 5). 

3.  

Über offensichtlich unbegründete Beschwerden wird in einzelrichterlicher 

Zuständigkeit mit Zustimmung eines zweiten Richters beziehungsweise ei-

ner zweiten Richterin entschieden (Art. 111 Bst. e AsylG). Wie nach-

stehend aufgezeigt wird, handelt es sich um ein solches Rechtsmittel, wes-

halb das Urteil nur summarisch zu begründen ist und auf die Durchführung 

eines Schriftenwechsels verzichtet wurde (Art. 111a Abs. 1 und 2 AsylG). 

4.  

4.1 Gemäss Art. 2 Abs. 1 AsylG gewährt die Schweiz Flüchtlingen grund-

sätzlich Asyl. Flüchtlinge sind Personen, die in ihrem Heimatstaat oder im 

Land, in dem sie zuletzt wohnten, wegen ihrer Rasse, Religion, Nationali-

tät, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer 

politischen Anschauungen ernsthaften Nachteilen ausgesetzt sind oder be-

gründete Furcht haben, solchen Nachteilen ausgesetzt zu werden (Art. 3 

Abs. 1 AsylG). Als ernsthafte Nachteile gelten namentlich die Gefährdung 
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des Leibes, des Lebens oder der Freiheit sowie Massnahmen, die einen 

unerträglichen psychischen Druck bewirken (Art. 3 Abs. 2 AsylG). 

4.2 Wer um Asyl nachsucht, muss die Flüchtlingseigenschaft nachweisen 

oder zumindest glaubhaft machen. Diese ist glaubhaft gemacht, wenn die 

Behörde ihr Vorhandensein mit überwiegender Wahrscheinlichkeit für ge-

geben hält. Unglaubhaft sind insbesondere Vorbringen, die in wesentlichen 

Punkten zu wenig begründet oder in sich widersprüchlich sind, den Tatsa-

chen nicht entsprechen oder massgeblich auf gefälschte oder verfälschte 

Beweismittel abgestützt werden (Art. 7 AsylG). 

5.  

5.1 Das SEM führt zur Begründung seines ablehnenden Asylentscheids 

aus, dass sich die eingereichten Beweismittel auf Korrespondenzen zwi-

schen den lokalen Verwaltungen von E._______ beziehungsweise 

F._______ betreffend die Zuständigkeit für allfällig vorliegende Delikte in 

den sozialen Medien sowie auf einen Open-Source-Untersuchungsbericht 

im Rahmen des Ermittlungsverfahrens beziehen würden. Entgegen seinen 

Aussagen in der Anhörung liege kein Vorführbefehl vor. Zudem handle es 

sich bei jenem Dokument (ausgestellt im Januar 2023), das im Schreiben 

seiner Rechtsvertretung vom 16. Januar 2024 als Geheimhaltungsbestäti-

gung bezeichnet worden sei, lediglich um ein Begleitschreiben der Verwal-

tung von E._______ betreffend den Versand von Untersuchungsunterla-

gen. Schliesslich seien auch dem undatierten Referenzschreiben seines 

Anwalts weder Hinweise auf tatsächlich vorliegende Geheimhaltungs-

beschlüsse noch auf einen vorliegenden Vorführbefehl zu entnehmen. Der 

Beschwerdeführer verfüge nicht über ein politisch exponiertes Profil, wel-

ches über das Teilen von Beiträgen in den sozialen Medien hinausgehen 

würde. Seine Vorbringen seien deshalb flüchtlingsrechtlich nicht relevant.  

5.2 Dem entgegnet der Beschwerdeführer in seiner Beschwerde im We-

sentlichen, es liege ein Festnahmebefehl gegen ihn vor. Er habe am 

13. November 2024 Beweismittel erhalten, die er «in den nächsten Tagen» 

übersetzen und beim Gericht einreichen werde. Ferner sei er aufgrund sei-

ner kurdischen Herkunft in der Türkei Diskriminierungen ausgesetzt. 

Schliesslich sei der rechtserhebliche Sachverhalt unvollständig und fehler-

haft festgestellt worden. Die Verfügung sei pauschal und undifferenziert.  

6.  

6.1 Soweit gegen den Beschwerdeführer im Zusammenhang mit Posts auf 

Social Media ein strafrechtliches Verfahren eröffnet worden sein soll, ist 
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Folgendes festzuhalten: Ein allfälliges Verfahren wegen Aktivitäten in den 

sozialen Medien respektive wegen Propaganda für eine Terrororganisation 

(Art. 7 Abs. 2 des türkischen Anti-Terror-Gesetzes [Gesetz Nr. 3713, nach-

folgend: ATG]) führt angesichts des äusserst niederschwelligen Profils des 

bisher strafrechtlich unbelasteten Beschwerdeführers nach gefestigter 

Rechtspraxis des Bundesverwaltungsgerichts nicht mit hoher Wahrschein-

lichkeit zu Verfolgungshandlungen (vgl. dazu Urteil des BVGer 

E-4103/2024 vom 8. November 2024 E. 8 m.w.H. [zur Publikation als Re-

ferenzurteil vorgesehen]). Daran ändert auch das Vorbringen des Be-

schwerdeführers nichts, es sei gegen ihn ein Yakalama Emri (Vorführ- oder 

Festnahmebefehl) erlassen worden (vgl. SEM-act. […]-24/15 F79, F98), 

zumal sich – wie die Vorinstanz zu Recht feststellte – ein solcher in den 

von ihm eingereichten Unterlagen nicht findet.  

6.2 Soweit der Beschwerdeführer rassistische «Ungerechtigkeiten» durch 

die Beleidigung als «Terrorist» oder «Terroristensohn» geltend macht (vgl. 

etwa SEM-act. […]-24/15 F57), ist darauf hinzuweisen, dass dies die Inten-

sität der ernsthaften Nachteile im Sinne von Art. 3 Abs. 2 AsylG nicht er-

reicht. Daran vermag auch die geltend gemachte (wiederholte) Anhaltung 

durch die Polizei im Rahmen der Newroz Feierlichkeiten nichts zu ändern. 

Die geltend gemachte Diskriminierung geht nicht über die Nachteile hinaus, 

welche weite Teile der kurdischen Bevölkerung in der Türkei in ähnlicher 

Weise treffen und gemäss gefestigter Praxis für sich allein nicht zur Aner-

kennung der Flüchtlingseigenschaft führt (vgl. etwa Urteil des BVGer 

E-3901/2023 vom 7. Oktober 2024 E. 5.1).  

6.3 Zu dem vom Beschwerdeführer vorgelegten Beweismittel, bei dem es 

sich nach den Angaben seiner damaligen Rechtsvertretung um den Ge-

heimhaltungsbeschluss betreffend das Ermittlungsverfahren handeln soll 

(vgl. SEM-act. […]-37/5), ist anzumerken, dass aus dem Betreff dieses Do-

kuments hervorgeht, die Verfahrensakten seien versendet worden. Ent-

sprechend ist nicht davon auszugehen, dass für die vom Beschwerdefüh-

rer geltend gemachten Strafverfahren ein Geheimhaltungsbeschluss vor-

liegt.  

6.4 Bezüglich des Vorbringens, er habe am 13. November 2024 Beweis-

mittel erhalten, die er in den nächsten Tagen einreichen werde, ist festzu-

halten, dass er diese bis zum heutigen Datum nicht beim Gericht einge-

reicht hat. In antizipierter Beweiswürdigung erübrigt es sich, die Einrei-

chung der angekündigten Beweismittel abzuwarten oder dem Beschwer-

deführer für deren Einreichung eine Frist anzusetzen, zumal weder aus den 
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Akten noch aus den Vorbringen in der Beschwerde hervorgeht, dass gegen 

ihn in der Türkei Anklage erhoben oder ein Gerichtsverfahren eingeleitet 

worden sei (vgl. zur antizipierten Beweiswürdigung BVGE 2022 I/6 

E. 4.2.3).  

6.5 Zusammenfassend ergibt sich, dass das SEM die Flüchtlingseigen-

schaft des Beschwerdeführers zu Recht verneint und sein Asylgesuch ab-

gelehnt hat.  

6.6 Es bestehen auch keinerlei Hinweise, dass das SEM – wie in der Be-

schwerde gerügt (vgl. dort S. 5) – den rechtserheblichen Sachverhalt un-

vollständig und falsch festgestellt hätte, zumal die entsprechende Bean-

standung in keiner Weise begründet wird. Das Begehren um Rückweisung 

der Sache an die Vorinstanz zur neuen Abklärung des Sachverhalts und 

zum Erlass einer neuen Verfügung ist daher ebenfalls abzuweisen. 

7.  

7.1 Lehnt das SEM das Asylgesuch ab oder tritt es darauf nicht ein, so 

verfügt es in der Regel die Wegweisung aus der Schweiz und ordnet den 

Vollzug an; es berücksichtigt dabei den Grundsatz der Einheit der Familie 

(Art. 44 AsylG). 

7.2 Der Beschwerdeführer verfügt insbesondere weder über eine auslän-

derrechtliche Aufenthaltsbewilligung noch über einen Anspruch auf Ertei-

lung einer solchen. Die Wegweisung wurde demnach ebenfalls zu Recht 

angeordnet (vgl. BVGE 2013/37 E. 4.4; 2009/50 E. 9, je m.w.H.). 

8.  

8.1 Ist der Vollzug der Wegweisung nicht zulässig, nicht zumutbar oder 

nicht möglich, so regelt das SEM das Anwesenheitsverhältnis nach den 

gesetzlichen Bestimmungen über die vorläufige Aufnahme (Art. 44 AsylG; 

Art. 83 Abs. 1 AIG [SR 142.20]). 

8.2 Der Vollzug ist nicht zulässig, wenn völkerrechtliche Verpflichtungen 

der Schweiz einer Weiterreise der Ausländerin oder des Ausländers in den 

Heimat-, Herkunfts- oder einen Drittstaat entgegenstehen (Art. 83 Abs. 3 

AIG). 

Da es dem Beschwerdeführer nicht gelungen ist, eine asylrechtlich erheb-

liche Gefährdung nachzuweisen oder glaubhaft zu machen, kann der in 

Art. 5 AsylG verankerte Grundsatz der Nichtrückschiebung im vorliegen-

den Verfahren keine Anwendung finden. Eine Rückkehr des Beschwerde-
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führers in den Heimatstaat ist demnach unter dem Aspekt von Art. 5 AsylG 

rechtmässig. Sodann ergeben sich weder aus den Aussagen des Be-

schwerdeführers noch aus den Akten Anhaltspunkte dafür, dass er für den 

Fall einer Ausschaffung in den Heimatstaat dort mit beachtlicher Wahr-

scheinlichkeit einer nach Art. 3 EMRK oder Art. 1 des Übereinkommens 

vom 10. Dezember 1984 gegen Folter und andere grausame, unmenschli-

che oder erniedrigende Behandlung oder Strafe (FoK, SR 0.105) verbote-

nen Strafe oder Behandlung ausgesetzt wäre. Auch die allgemeine Men-

schenrechtssituation im Heimatstaat lässt den Wegweisungsvollzug zum 

heutigen Zeitpunkt nicht als unzulässig erscheinen.  

Nach dem Gesagten ist der Vollzug der Wegweisung sowohl im Sinne der 

asyl- als auch der völkerrechtlichen Bestimmungen zulässig. 

8.3 Gemäss Art. 83 Abs. 4 AIG kann der Vollzug für Ausländerinnen und 

Ausländer unzumutbar sein, wenn sie im Heimat- oder Herkunftsstaat auf-

grund von Situationen wie Krieg, Bürgerkrieg, allgemeiner Gewalt und me-

dizinischer Notlage konkret gefährdet sind. Wird eine konkrete Gefährdung 

festgestellt, ist – unter Vorbehalt von Art. 83 Abs. 7 AIG – die vorläufige 

Aufnahme zu gewähren. 

Weder die allgemeine Lage in der Türkei noch individuelle Gründe wirt-

schaftlicher oder sozialer Natur lassen auf eine konkrete Gefährdung des 

Beschwerdeführers im Fall einer Rückkehr schliessen. Diesbezüglich kann 

vollumfänglich auf die zutreffenden und überzeugenden vorinstanzlichen 

Ausführungen verwiesen werden (vgl. Verfügung vom 10. Oktober 2024, 

S. 7). Der Beschwerdeführer verfügt über langjährige Arbeitserfahrung in 

der Elektronikbranche wie auch in der Gastronomie. Er verfügt über ein 

familiäres Beziehungsnetz in (…), (…) und (…) sowie zahlreiche Freunde 

in Istanbul, bei welchen er während seines dortigen Aufenthalts hat leben 

können. Es ist zudem davon auszugehen, dass es ihm angesichts seines 

Alters und seiner Berufserfahrungen möglich sein wird, einer Erwerbstätig-

keit nachgehen zu können und er damit bei einer Rückkehr in die Türkei in 

keine existenzbedrohende Notlage geraten dürfte. Es liegen sodann keine 

gesundheitlichen Gründe vor, welche gegen die Zumutbarkeit des Wegwei-

sungsvollzugs sprechen würden (vgl. SEM-act. […]-24/15 F2)  

Nach dem Gesagten erweist sich der Vollzug der Wegweisung auch als 

zumutbar. 
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8.4 Schliesslich obliegt es dem Beschwerdeführer, sich bei der zuständi-

gen Vertretung des Heimatstaates die für eine Rückkehr notwendigen Rei-

sedokumente zu beschaffen (vgl. Art. 8 Abs. 4 AsylG und dazu auch BVGE 

2008/34 E. 12), weshalb der Vollzug der Wegweisung auch als möglich zu 

bezeichnen ist (Art. 83 Abs. 2 AIG). 

8.5 Zusammenfassend hat die Vorinstanz den Wegweisungsvollzug zu 

Recht als zulässig, zumutbar und möglich bezeichnet. Eine Anordnung der 

vorläufigen Aufnahme fällt somit ausser Betracht (Art. 83 Abs. 1–4 AIG). 

9.  

Aus diesen Erwägungen ergibt sich, dass die angefochtene Verfügung 

Bundesrecht nicht verletzt, den rechtserheblichen Sachverhalt richtig so-

wie vollständig feststellt (Art. 106 Abs. 1 AsylG) und – soweit diesbezüglich 

überprüfbar – angemessen ist. Die Beschwerde ist abzuweisen. 

10.  

Bei diesem Ausgang des Verfahrens sind die Kosten dem Beschwerde-

führer aufzuerlegen (Art. 63 Abs. 1 VwVG) und auf insgesamt Fr. 750.– 

festzusetzen (Art. 1–3 des Reglements vom 21. Februar 2008 über die 

Kosten und Entschädigungen vor dem Bundesverwaltungsgericht [VGKE, 

SR 173.320.2]). Der in gleicher Höhe geleistete Kostenvorschuss für das 

Begleichen der Kosten verwendet.  

 

(Dispositiv nächste Seite) 
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Demnach erkennt das Bundesverwaltungsgericht: 

1.  

Die Beschwerde wird abgewiesen. 

2.  

Die Verfahrenskosten von Fr. 750.–  werden dem Beschwerdeführer aufer-

legt. Der in gleicher Höhe geleistete Kostenvorschuss wird zum Begleichen 

dieser Kosten verwendet.  

3.  

Dieses Urteil geht an den Beschwerdeführer, das SEM und die kantonale 

Migrationsbehörde. 

 

Der Einzelrichter: Der Gerichtsschreiber: 

  

Thomas Segessenmann Vito Fässler 

 

 

Versand: 

 


